
Der Zustand der Demokratie bereitet Sorge: Das Varieties of Democracy-Institut stellte sei-

nen jüngsten Bericht unter den Titel 25 Years of Autocratization und markiert somit für das 

21. Jahrhundert eine Geschichte des demokratischen Niedergangs. Österreich wurde erst-

mals 2022 vom Ideal einer liberalen Demokratie zu einer „Wahldemokratie“ herabgestu� 

und hat sich seither nicht verbessert. Ob die Autokratisierung letztlich erfolgreich ist, hängt 

auch von der Akzeptanz durch die Bürger:innen ab. Sie müssen von den Vorteilen der Demo-

kratie überzeugt sein, um der autoritären Versuchung zu widerstehen, die „Durchregieren“ 

und schnelle Lösungen verspricht. Immerhin stimmen laut aktuellem Demokratiemonitor 

20 Prozent der Aussage sehr oder ziemlich zu, dass es einen starken Führer geben sollte, der 

sich nicht um Parlament und Wahlen kümmern muss.

Um zu überleben, muss die Demokratie liefern, d.h. ihre Versprechen erfüllen – allen voran 

Freiheit, Gleichheit und entsprechende Repräsentation der Bürger:innen. Von diesen (gebro-

chenen) Versprechen erzählen die großen Kundgebungen der vergangenen Jahre – die De-

mokratie verteidigen-Demonstrationen sowie die Coronamaßnahmenproteste – und zeigen 

dabei Baustellen auf, derer sich die neue Bundesregierung annehmen muss.

Demokratieverteidigung auf der Straße

Soziologen von der Universität Konstanz untersuchten mi�els Teilnehmerbefragung 

dreier Demokratie verteidigen-Demos 2024, wer eigentlich für die Demokratie protes-

tiert. Sie fanden heraus, dass sich die meisten Demonstrierenden der oberen Mi�el-

schicht zugehörig fühlten, politisch mi�e-links verorteten und überdurchschni�lich 

hohe Bildungsabschlüsse besaßen. Doch auch in anderen Wähler- und Gesellscha�s-

schichten gibt es Menschen, aus deren Sicht die Demokratie in Gefahr ist. Nicht wenige 

meinen, die Demokratie verteidigen zu müssen, weil sie von „linken Eliten“ in Politik, 

Wissenscha� und Medien unterwandert würde. So forderten die Teilnehmer:innen 

der Coronamaßnahmenproteste demokratische Grundfreiheiten wie Versammlungs-

recht und Meinungsfreiheit ein, waren gemäß Studie von Jakob-Moritz Eberl und Noëlle  

Freiheit, Gleichheit,  
Repräsentation: 
Baustellen der Demokratie
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Tamara Ehs stellt 

einige Gedanken 
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„Verteidigung der 

Demokratie“ vor. 

Ein Essay  über die 

Versuchungen der 

Autokratie und die 

Versprechen der 

Demokratie. 
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Demokratie verändert sich weltweit 
Waren im V-Dem-Index 2009 noch 45 Staaten als liberale Demokratie eingestuft, 
sind es mittlerweile nur mehr 29.
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Lebernegg aber zugleich überwiegend rechts, wissenscha�sfeindlich und esoterisch zu 

verorten. Vergleicht man beide Demonstrationen, prallen nicht nur unterschiedliche 

Wahlpräferenzen der Teilnehmenden, sondern auch Demokratiekonzepte aufeinander. 

Während die einen auf eine rechtstaatlich eingebe�ete, liberale Demokratie abzielen, 

betonen die anderen individuelle Freiheiten. Das Narrativ der Demokratieverteidigung 

wirkt allerorts, meint aber je Unterschiedliches und nicht selten Gegensätzliches.

Versprechen: Freiheit

Während der Coronapandemie wurden zahlreiche Freiheitsrechte eingeschränkt, was 

bis heute nicht nur gesellscha�liche Gräben, sondern populistisch verwertbares Miss-

trauen in den Staat nach sich zieht. Laut Akademie der Wissenscha�en sind 13 Prozent 

der Meinung, sie bräuchten weder Staat noch Regierung. Caroline Amlinger und Oliver 

Nachtwey sprechen von „libertären Autoritären“, die gegen die „Rückkehr des interve-

nierenden Staates“ rebellierten. Jene gekränkte Freiheit, so der Titel ihrer Analyse, sei 

ein Gefühl der Ohnmacht, das aus dem nicht erfüllten zweiten Versprechen der Demo-

kratie – Gleichheit – resultiere.

Denn prekäre Beschä�igungsverhältnisse, steigende sozioökonomische Ungleichheit, 

Entwertung von Qualifikationen und zuletzt Inflation und Rezession, die Ersparnisse 

und damit verbundene Hoffnungen und Lebenspläne verringerten oder gar zunichte-

machten, erzeugten nicht nur soziale Kränkungen, sondern verunmöglichten es, den 

allgemeinen und verinnerlichten Ansprüchen gerecht zu werden. Außerdem werden 

diese Gefühle kaum mehr von der Mitgliedscha� in Parteien oder Gewerkscha�en kol-

lektiv aufgefangen, die das individuelle Versagen gesellscha�lich verorten und somit 

psychische Entlastung bieten könnten. Jene Kränkungen reagieren auf das Schutz- und 

Sicherheitsversprechen des Staates, das eben nicht nur kalte Freiheitsrechte, sondern 

für deren Ausübung auch Gleichheit gewährleisten sollte.

Versprechen: Gleichheit

Das Gleichheitsversprechen besteht darin, dass alle Bürger:innen vor dem Gesetz und 

in der politischen Teilhabe gleich sind und jede Stimme gleich viel zählt, egal wie hoch 

Bildungsabschluss, Einkommen oder Vermögen sind. Gleichheit und gleiche Responsi-

vität des politischen Systems waren historisch gesehen zwar noch nie vollkommen er-

füllt, zuletzt entfernt sich der Istzustand jedoch wieder zusehends von jenem Ideal, das 

die Demokratie im Ansehen der Bürger:innen als die beste Staatsform ausmacht. Die 

Demokratie hält ihre Versprechen für manche besser als für andere.

Eine Studie von Susan Stokes und Eli G. Rau mit 23 Staaten, die in den Jahren 1995 bis 

2020 Rückschri�e in der Demokratie oder gar Autokratisierung zu verzeichnen ha�en, 

stellte fest, dass wirtscha�liche Ungleichheit eine der stärksten Vorhersagevariablen 

dafür ist, wo und wann Demokratien erodieren. Diese Entwicklung betri� auch Öster-

reich. Der Demokratiemonitor 2024 verdeutlichte abermals, dass sich die allgemeine 

Zufriedenheit mit dem politischen System nach den Krisenjahren wieder erholt, aller-

dings nur bei den Menschen im oberen und im mi�leren Einkommensdri�el. Im unte-

ren Dri�el denken nur mehr 21 Prozent, dass das politische System gut funktioniere. 

Zwei Gründe hält die Studienautorin Martina Zandonella fest: Erstens sei das untere 

Dri�el sowohl von den Folgen der Pandemie als auch von den Preissteigerungen am 

stärksten betroffen. Zweitens seien Erfahrungen mangelnder Repräsentation im unte-

ren Dri�el, wo wenig Ressourcen, niedriger sozialer Status und geringe gesellscha�li-

che Anerkennung zusammentreffen, am weitesten verbreitet. So denken derzeit 56 Pro-

zent der Menschen im oberen und 41 Prozent im mi�leren Dri�el, dass sie im Parlament 

gut vertreten sind – im unteren Dri�el sind es hingegen nur 19 Prozent.

Hier, bei Fragen von Ungleichheit, Ungerechtigkeit und damit verbundenen Einschrän-

kungen von individuellen Freiheits- und Selbstverwirklichungsansprüchen findet der 

autoritäre Populismus einen Anknüpfungspunkt. Laut Armin Schäfer und Michael 

Zürn verfängt Populismus, weil er reale Repräsentationsdefizite anspricht. Deshalb 

bedarf die Verteidigung der Demokratie nicht nur einer Kritik der Populisten, sondern 

muss bei den gebrochenen Versprechen auf Gleichheit und Freiheit ansetzen.
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Demokratie kann völlig 

unterschiedlich gemeint 

sein – eine rechtsstaat-

lich eingebettete, liberale 

Demokratie einerseits, 

ein Fokus auf individu-

ellen Freiheiten ohne 

gesellschaftliche Veran-

kerung andererseits. 



Quelle: Sta�an I. Lindberg et al., 2025. „V-Dem Country-Year Dataset v15“ Varieties of Democracy (V-Dem) Project: 
https://doi.org/10.23696/vdemds25

< Grafik:> Unterschiedliche politische Prioritäten zwischen Gruppen mit hohem und nied-

rigem sozioökonomischem Status

 

Quelle: Denis Traber et al., 2022

Repräsentationsdefizite

Mi�lerweile ist u.a. von Denise Traber auch für Österreich empirisch belegt, dass sich poli-

tische Entscheidungen an den Wohlhabenden orientieren und die politischen Präferenzen 

der sozial Schlechtergestellten nur dann erfüllt werden, wenn sie mit den Präferenzen der 

Bessergestellten ident sind. Somit stellt Ungleichheit für die politisch Unterrepräsentier-

ten den Beweis dar, dass die Demokratie nicht hinreichend funktioniere. Hinzu kommt, 

dass die Allerreichsten nicht auf ihre Stimme bei Wahlen oder auf kollektive Interessen-

vertretung, also nicht auf wesentliche demokratische Aushandlungsmechanismen ange-

wiesen sind. Denn sie pflegen engen persönlichen Kontakt zu Politiker:innen und nutzen 

ihr Vermögen, um Kandidat:innen, Parteien, Wahlkämpfe oder meinungsbildende Medien 

zu finanzieren beziehungsweise zu kaufen. Die Demokratie ist zugunsten ressourcenstär-

kerer Gruppen verzerrt.

Die Krise der Repräsentation kann unter der Bevölkerung in fundamentalen Skeptizismus 

umschlagen, der die parlamentarische Demokratie als solche infrage stellt. Dies tri� in 

hohem Maße auf das politische Bewusstsein von Menschen zu, die von der Krisenkaskade 

der vergangenen Jahre und ihrer politischen Bearbeitung besonders betroffen sind. „Die 

Skandalisierung gebrochener Versprechen und verletzter Ansprüche – und nicht ideo-

logische Positionierungen oder kulturelle Abgrenzung“ stünden laut der Studie Verletzte 

Ansprüche im Zentrum. Doch diese Kritik sei politisch zunehmend marginalisiert, in der 

Sozialdemokratie mitunter heimatlos geworden. Populistische und insbesondere rechts-

autoritäre Parteien greifen dieses Repräsentationsdefizit auf. Der Erwachsenenbildner 

Hakan Gürses beschreibt ihre Strategie als „Simulation des Klassenkampfes.“ Parteien wie 

die FPÖ stellen zwar kein Klassen-, aber immerhin ein Nationalbewusstsein her und bieten 

Anknüpfungspunkte für das Unrechtsbewusstsein einer ehemals vor allem sozialdemo-

kratisch verorteten Arbeiterkritik.
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Unterschiedliche Prioritäten zwischen Gruppen mit hohem und niedrigem  
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Demokratie erweist sich 

für politisch unterre-

präsentierte Gruppen 

angesichts bestehender 

Ungleichheiten als 

unzureichend.

Österreich im Vergleich mit dem Spitzenreiter Dänemark: Das Pentagon – markiert 
durch die fünf Hauptindices von V-Dem – wird in Dänemark fast zur Gänze ausgefüllt, in 
Österreich bleibt deutlich Luft nach allen Seiten; seit der Jahrtausendwende schrumpfte 
die Fläche sogar.
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Marie Jahoda - Otto Bauer Institut 
POLICY BRIEF 02/2025 PERSPEKTIVEN

FORDERUNGEN 

Armutsgefährdung und Zukun�sängste sowie das Gefühl mangelnder Repräsentation füh-

ren in Teilen der Bevölkerung zur Entfremdung vom politischen System. Die Verteidigung 

der Demokratie besteht deshalb darin, die Repräsentationsdefizite zu beheben und der De-

mokratie ein kluges Update zu verschaffen, sodass sie ihre Versprechen von Freiheit und 

Gleichheit wieder für die breite Bevölkerung erfüllen kann. Dazu zählen

• Maßnahmen gegen sozioökonomische Ungleichheit, z.B. durch höhere Besteuerung von 

Vermögen und sozialpolitische Eingriffe zur Rückverteilung;

• Maßnahmen gegen die Verzerrung der Demokratie zugunsten ressourcenstarker Grup-

pen, z.B. durch weitere Begrenzung von Parteispenden sowie im Bereich der Medienfi-

nanzierung;

• Steigerung der deskriptiven Repräsentation innerhalb der Parteien, z.B. durch reser-

vierte Listenplätze für Arbeiter:innen und prekär Beschä�igte;

• Steigerung der Responsivität des politischen Systems, z.B. durch die Institutionalisie-

rung von Bürgerräten (siehe h�ps://jbi.or.at/buergerraete/).
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